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FUCK THE EUROPEAN UNION

... ist 
die Zeitung der gleichnamigen kommunis-
tischen Jugendorganisation. REVOLUTION 
ist eine internationale Organisation, die in 
8 Ländern auf 3 Kontinenten präsent ist.

Wir kämpfen gegen Krieg, Sozialabbau, 
Ausbeutung, Arbeitslosigkeit, Rassismus, 
Sexismus, Faschismus, Umweltzerstörung 
– aber vor allem gegen die Ursache dieser 
Probleme: den globalen Kapitalismus.

Willst du mitkämpfen? Schick uns eine 
Mail oder schau einfach mal vorbei!

REVOLUTION berlin
jeden Samstag um 14 Uhr, Kiezladen 
Dunckerstr. 14, S-Bhf Prenzlauer Allee 
info@onesolutionrevolution.de
Postfach 146, 13091 Berlin
☎ 030 / 62 60 77 41

REVOLUTION bundesweit
bernau@onesolutionrevolution.de
muenster@onesolutionrevolution.de
osnabrueck@onesolutionrevolution.de
stuttgart@onesolutionrevolution.de

Dein Geld der REVOLUTION!
Bank: Postbank; Konto: 6475 84 100 
BLZ: 100 100 10; Stichwort: REVO!

V.i.S.d.P. R. Müller, Hafenstr. 17, Hamburg

ein paar Worte vom Layoutierer...
Ach, die schönen Sommermonate! Zeit zum 
Relaxen und Rumhängen, und auch Zeit für 
bewaffnete Aufstände in Bolivien, für Mas-
sendemos gegen die G8 in Schottland, für 
das erste Sozialforum in Deutschland, für 

den Sturz der Schröder-Regierung und 
für all die anderen Sachen, die man im 
Sommer so macht. Hoffentlich sehen 
wir uns am Ende des Sommers in 
Prag fürs REVOCAMP 2005!

Berlin, den 13. Juni 2005

„NEIN!“ Das war die 
Antwort der franzö-
sischen und holländi-
schen WählerInnen, als 
sie über die EU-Verfas-
sung befragt wurden.

Die Verfassung sollte 
dazu dienen, die EU fester 
zusammen zu schmieden 
und für den Konkurrenz-
kampf gegen den Haupt-
rivalen USA fit zu machen. Dazu müs-
sen Billiglöhne, Privatisierungen und So-
zialabbau europaweit forciert werden; 
dazu müssen militärische Aufrüstung und 
der Aufbau europäischer Streitkräfte, dazu 
müssen rassistische Einwanderungsgeset-
ze und der Abbau demokratischer Rechte 
durchgesetzt werden. Diese Prinzipien wurden 
in der EU-Verfassung festgeschrieben.

Das NON war kein nationalistisch motivier-
tes Nein. Es richtete sich nicht gegen „Europa“ 
an sich, sondern gegen die neoliberale Politik, 
die in der Verfassung kodifiziert und europa-
weit durchgedrückt wird.

Auch in Frankreich gab es in den letzten Jah-
ren – wie auch hier – Angriffe auf Renten, Sozi-
alleistungen, Bildung, Arbeitszeiten, Löhne usw. 
Das NON war also auch eine klare Absage an die 
neoliberale Politik der Regierung Raffarin.

Mit Nein stimmten überwiegend die Arbeiter-
Innen und die unteren Schichten, während das 
Ja v.a. von den Unternehmer und den Mittel-
schichten kam. Nur daraus erklärt sich, warum 
fast alle Zeitungen und Parlamentsabgeordne-
te für das „Oui“ warben, und trotzdem das „Non“ 
die klare Mehrheit erhielt.

Das war möglich, weil die aktivsten Teile 
der Arbeiterklasse, der gewerkschaftlichen Ba-
sis und der Linken monatelang mobilisiert hat-
ten. Landesweit gab es ca. 900 „Aktionskollekti-
ve“, welche die Kampagne trugen. Diese Aktivi-
tät erzwang auch, dass Gewerkschaften wie die 
CGT, die eigentlich mit Ja stimmen wollten, auf 
das NON umschwenkten.

Wir können von der französischen NON-Kam-
pagne einiges lernen: 1. die Linke kann Erfolg 
haben, wenn sie mit klaren Losungen die Basis 
mobilisiert und organisiert; 2. es ist wichtig, die 
reformistischen Gewerkschaften und die Arbei-
terparteien (wie die KPF) aufzufordern, an dem 
Kampf teilzunehmen; 3. ein erfolgreicher Kampf 
gegen die neoliberalen Angriffe ist nur möglich, 
wenn die Linke, wenn die Jugend sich mit der 
Arbeiterbewegung verbindet.

Die bürgerlichen Medien und die Politiker 
werfen den Nein-Sagern vor, sie seien natio-
nalistisch, europafeindlich und rückwärtsge-
wandt. Doch die Rechten wie Le Pen, die aus ras-
sistischen und reaktionären Motiven mit Nein 
stimmten, waren eine kleine Minderheit in der 
NON-Front. Die Mehrheit war eindeutig interna-
tionalistisch, links, und kapitalismuskritisch bis 

antikapitalistisch eingestellt.
Das NON hat die Politik der Herrschenden 

in den führenden imperialistischen EU-Länder 
Frankreich und Deutschland in eine Krise ge-
stürzt. Ihr Versuch, eine breite Legitimation für 
das neoliberale EU-Projekt zu erreichen, ist ge-
scheitert. Nun suchen sie nach Auswegen – eine 
Abkehr von ihrem neoliberalen Crashkurs ist für 
sie allerdings unmöglich. Die immer schärfer wer-
dende Konkurrenz am Weltmarkt bedeutet, dass 
die Herrschenden der EU ihre Produktion billiger 
machen müssen. Und das geht nur über die Sen-
kung der Lohnkosten, über massive Verschlech-
terungen für die ArbeiterInnen und Jugend.

Deshalb dürfen wir uns nicht mit dem Nein zur 
Verfassung einfach zufrieden geben. Es geht dar-
um, den Kampf gegen das Europa der Bosse aus-
zuweiten. Dazu müssen wie in Frankreich „Akti-
onskollektive“ gebildet werden. Doch diese Gre-
mien sollen nicht nur dem Wahlkampf dienen – 
sie müssen vor allem Aktionszentren sein. Ab-
stimmungen oder Proteste reichen nicht aus, um 
die Angriffe zu stoppen.

Das zeigten auch die Massenproteste gegen 
Hartz und Agenda in Deutschland. Notwendig 
sind vor allem Massenstreiks, die die Räder des 
Systems zum Stillstand bringen können. Die Füh-
rungen der Gewerkschaften und der reformisti-
schen Parteien wie der PDS werden aber  solche 
Aktionen nicht organisieren. Deshalb  brauchen 
wir eigene Mobilisierungsstrukturen: in den Ge-
werkschaften, in den Betrieben, an den Schulen 
und Unis, in den Bezirken. Und weil die Angriffe 
auf internationaler Ebene geführt werden, muss 
unsere Gegenwehr auch international sein.

Es geht nicht nur um den Kampf gegen den 
Neoliberalismus. Es geht auch nicht um ein „so-
ziales Europa“. Ein kapitalistisches Europa kann 
nicht sozial sein! Es geht darum,  den Kapitalis-
mus, dessen Krise die Ursache der derzeitigen 
Angriffe ist, zu stürzen und eine alternative Ge-
sellschaft zu errichten: den Sozialismus!

Neoliberales EU-Imperium: NON! Vereinigte 
Sozialistische Staaten von Europa: OUI!

von Peter aus Bernau
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Das unglaublich schlechte Abschneiden der 
SPD in ihrer Hochburg Nordrhein-Westfalen hat 
Schröder dazu gebracht, Neuwahlen auszuru-
fen. Die Wahlen, voraussichtlich im September, 
bedeuten das Ende von ...

ROT/GRÜN
Als 1998 die Koalition aus SPD und Grünen an 
die Macht kam, haben viele Menschen große 
Hoffnungen in die neue Regierung gesteckt.

Doch die rot-grüne Regierung sollte sehr 
bald enttäuschen. Selbst die Hoffnung, dass sie 
„weniger übel“ wäre als die CDU, erwies sich als 
trügerisch.

Die Schröder-Regierung leitete mit Agenda 
2010 das massivste Sozialabbau-Programm in 
der Geschichte der BRD ein. Durch die Hartz-IV-
„Reformen“ werden Arbeitslose nicht nur weit 
unter die Armutsgrenze gedrängt, sondern auch 
gezwungen, jeden Scheißjob, selbst 1-Euro-
Jobs, anzunehmen. Gleichzeitig wurde der Steu-
ersatz für Konzerne mehrmals gesenkt.

In der Außenpolitik kämpften Schröder/Fi-
scher noch militanter für das deutsche Kapi-
tal. 1999 ging zum ersten Mal seit dem Zweiten 
Weltkrieg ein Angriffskrieg vom deutschen Bo-
den aus. Jetzt sind permanent mehrere tausend 
deutsche Soldaten im Ausland stationiert.

Eine Umfrage der Zeitschrift Capital ergab, 
dass 83% der deutschen Top-Manager mit 
Schröders Politik zufrieden waren. Es stimmt 
also wörtlich, dass Schröder Politik „fürs K/Capi-
tal“ macht!

Aber die Gunst der Kapitalisten allein konnte 
Schröder nicht im Amt halten. Die Unternehmer 
loben ihn, weil er Merkel vorbereitet. Schröders 
Funktion bestand eben darin, dass viele Arbei-
terInnen, vor allem aber Gewerkschaftsbüro-
kraten mit SPD-Parteibuch, ihn als „ihren Kanz-
ler“ sahen, und nicht bzw. nur symbolisch ge-
gen seine Regierung mobilisierten. Das führte 
dazu, dass jede ernsthafte Kampfaktion gegen 
die Agenda, z.B. die Montagsdemos, gebremst 
und gekillt wurde.

In einer Landtagswahl nach der anderen 

brach die Unterstützung für die SPD zusam-
men. Hunderttausende langjährige SPD-Wäh-
lerInnen blieben zu Hause, oder suchten nach 
irgendeiner Alternative. In NRW sahen sich be-
merkenswert viele ArbeiterInnen und Arbeits-
lose dazu gedrängt, die CDU zu wählen. Aber 
niemand glaubt, dass ArbeiterInnen, Jugendli-
che und MigrantInnen es besser haben werden 
unter ...

SCHWARZ/GELB
CDU/CSU und FDP wollen alles, was die SPD so 
unpopulär gemacht hat, auf krasserer Art und 
Weise fortsetzen: härtere Einschnitte in die Bür-
gerrechte, schlimmere Verfolgung von Migrant-
Innen, schnellere Einführung von Studienge-
bühren, komplette Abschaffung des Bafög, usw.

Egal ob es nach den Neuwahlen eine 
schwarz-gelbe Regierung oder eine Große Koa-
lition geben sollte: wir werden gegen sie eben-
so wie gegen das rot-grüne Kabinett und die 
Kapitalistenklasse, die sie vertreten, kämpfen 
müssen.

ROSA/ORANGE
Die WASG und die PDS werden bei den Bundes-
tagswahlen wahrscheinlich gemeinsam antre-
ten. Auch wenn dieses neue Linksbündnis noch 
keinen Namen hat, sieht man schon, dass es 
sehr viele Stimmen holen könnte.

Viele AktivistInnen, die im letzten Jahr auf 
die Straße gingen, wollen unbedingt, dass „der 
Widerstand in den Bundestag“ hineingetragen 
wird. Denn es nervt, wenn eine Bewegung von 
Hunderttausenden kein Echo bei den „Volksver-
tretern“ hat. Zum Beispiel bei der Ratifizierung 
der EU-Verfassung, wo dieses neoliberale und 
militaristische Vertragswerk faktisch einstim-
mig vom Parlament verabschiedet wurde, ohne 
eine kritische Stimme.

Aber die Spitzenkandidaten des Bündnis-
ses, Lafontaine und Gysi, saßen schon im Parla-
ment. Beide nahmen an bürgerlichen Regierun-
gen teil, die Sozialabbau durchsetzten (Lafon-
taine als Ministerpräsident im Saarland und im 

ersten Kabinett Schröder, Gysi als Wirtschafts-
senator in Berlin). Und was haben diese beiden 
damals gemacht, um eine Bewegung gegen die 
neoliberalen Angriffe aufzubauen? Was können 
wir dieses Mal von ihnen erwarten?

Nur weil Gysi und Lafontaine wieder im Bun-
destag sitzen, sind wir im Kampf gegen die 
Agenda 2010, gegen Militarisierung, gegen Ras-
sismus noch kein Schritt weiter. Vielmehr muss 
es unser Ziel sein, dass wir die unterschiedli-
chen Kämpfe vereinen, dass wir dazu eigene 
Mobilisierungsstrukturen schaffen. Gegen die 
Angriffe des Kapitals helfen nicht die kühnsten 
Parlamentsanträge der Welt – dagegen helfen 
nur Massenkämpfe!

Dazu brauchen die Arbeiterbewegung, Ju-
gendliche, MigrantInnen eine Partei, um diese 
Massenkämpfe zu koordinieren, auszuweiten in 
Richtung einer anderen Gesellschaft zu steuern. 
Aber so eine Partei ist das Linksbündnis nicht.

Es gab schon wochenlange Geheimgesprä-
che zwischen den Parteispitzen darüber, wel-
che Namen auf den Wahlzettel kommen soll. 
Doch über die Politik der Partei verliert keine/
r ein Wort. Das ist auch kein Wunder, denn PDS- 
und WASG-Spitzen sind sich mit Lafontaine ei-
nig, dass eine neue Partei nicht für den Sturz 
des Kapitalismus, sondern für seine „Humani-
sierung“ kämpfen soll.

Wir sagen, für eine neue Linkspartei brauchen 
wir keine Verhandlungen zwischen alten Sozial-
demokratInnen und ReformsozialistInnen, son-
dern eine breite Debatte in den Gewerkschaf-
ten, in den Betrieben, auf Unis und Schulen – 
wir brauchen eine Bewegung, die eine neue 
Linkspartei von unten nach oben aufbaut!

Aus unserer Sicht ist es notwendig, eine of-
fene Konferenz für eine neue Linkspartei zu or-
ganisieren. Dort könnten Gysi und Lafontai-
ne erklären, wie sie den Kapitalismus durch 
ein paar Reförmchen im Bundestag zähmen 
wollen, und wir würden erklären, dass nur der 
Sturz des Kapitalismus eine würdige Existenz 
für alle sichern könnte. ★

von Wladek aus Kreuzberg

Sozialabbau!

Sozialabbau!
Neuwahlen:

oder
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Seit April gibt es eine neue städtische Straßen-
satzung in Köln. Nach dieser gilt die „Entnah-
me von Gegenständen aus Abfallbehältern“ als 
Straftat. Für das Durchsuchen von öffentlichen 
Mülltonnen soll es demnach ein Bußgeld von 5 
Euro geben, bei Entfernen eines Gegenstandes 
aus dem Müll 10 Euro und bis zu 100 Euro beim 
Fallenlassen des Mülls.

Der Mülltonnenparagraph ist eine Reakti-
on auf das Sammeln von Pfandflaschen, das 
in Zeiten zunehmender Verarmung nicht nur 
von Obdachlosen genutzt wird, um ein biss-
chen Geld zu verdienen.  Zu dem Paragraphen 
sagte Robert Kilp, der Leiter des Ordnungsam-
tes: „Das ist auch richtig so, schließlich wird oft 
Dreck aus dem Eimer geschleudert, wenn er 
nach Pfandflaschen durchwühlt wird.“ Mit die-
ser Aussage versucht er, Obdachlose als „randa-
lierende Sammler“ zu kriminalisieren.

Dieser Paragraph ist ein Angriff, der sich di-
rekt gegen die ärmsten und unterdrücktesten 
Menschen in der Gesellschaft richtet. Sie sind 
nicht nur den scharfen Blicken spießiger Bürger 
ausgesetzt, wenn sie in Mülltonnen wühlen. 
Sie sind auf offener Straße und als so genannte 
„Asoziale“ den Übergriffen durch Nazis und der 
schikanierenden Behandlung, z. B. Platzverwei-
se, durch die Bullen ausgeliefert.

Es ist der Gipfel des Zynismus: der Sozi-
alabbau (HartzIV, Gesundheits„reform“, usw) 
treibt viele Menschen unter die Armutsgren-
ze; gleichzeitig aber wird den Ärmsten auch 
noch die letzte Möglichkeit genommen, sich 
zumindest ein kleines „Dosengeld“ zur Exis-
tenzsicherung zu verdienen. Es liegt allerdings 
in der kapitalistischen Logik, dass das Ansehen 
und die Sauberkeit der Innenstadt und die Ver-
drängung „müllkramender Penner“ wichtiger 
ist als ein Menschenleben. Obdachlosen sind 
unerwünscht, denn nur wer Profite für andere 
schafft, gilt als „anständiger Bürger“.

Auch wenn dieser Paragraph vielleicht abge-
schafft wird, ist es notwendig, dass die Arbeits- 
bzw. Obdachlosen und die ArbeiterInnen bei 
solchen Angriffen auf die untersten sozialen 
Schichten zusammenhalten. Sie müssen der in 
der Bevölkerung verbreiteten Lüge entgegen-
treten, dass die „Sozialschmarotzern“, „nicht ar-
beiten wollen“, „faul sind“ usw. Diese Diffamie-
rung dient nur der Spaltung der Arbeiterklasse, 
und damit den Interessen der Kapitalisten.

Unter den kapitalistischen Verhältnissen ist 
es unmöglich, dass alle in den Produktionspro-
zess einbezogen werden. Das Gegenteil ist der 
Fall:  manche müssen sich abrackern, während 
andere gar keine Arbeit haben.

Nur wenn wir das kapitalistische System in 
die Tonne werfen, wird keiner mehr durch den 
Müll wühlen müssen. ★

von Till aus Lichtenberg

 

Nach der Raumung ist 
vor der Besetzung!

..

Die Yorck59 war ein selbstverwaltetes 
Hausprojekt in Kreuzberg. Neben Wohnraum 
für 60 Menschen zwischen 0-43, gab es dort 
auch Raum für politische und kulturelle Ver-
anstaltungen verschiedener Gruppen, wie z.B. 
die AntiRassitischeInitiative Berlin (ARI), Anti-
Hartz-Bündnis, internationalistische Gruppen, 
Sport- und Theatergruppen.

Seit Januar 2004 gibt es einen neuen Hau-
seigentümer. Nachdem Walter das Haus für 
1,5mil Euro erwarb, bot er den BewohnerIn-
nen eine Kaufsumme von 2,5mil Euro oder 
eine Mieterhöhung von 55% an. Dies lehnten 
die BewohnerInnen aber ab, stellten aus Pro-
test die Mietzahlungen ein und kündigten Wi-
derstand an.

Die Raumung
Auf einen offenen Brief, den die BewohnerIn-
nen der Yorck59 am 4. Juni an Berlins Bezirks- 
und SenatspolitikerInnen schrieben (veröf-
fentlicht und nachzulesen auf indymedia), gab 
es keinerlei Reaktionen von seiten der Politike-
rInnen. So fanden sich im Laufe des Sonntages 
vor der angekündigten Räumung 130-140 Be-
wohnerInnen und SymphatisantInnen ein, um 
das Haus bis zuletzt zu verteidigen. In einer 
Gruppe von sieben Leuten beteiligten wir uns 
an der Besetzung der Yorck59. Viele erlebten 
solch eine Aktion zum ersten Mal und dem-
entsprechend gab es die unterschiedlichsten 
Gefühle bei den Leuten im Haus. Nach länge-
ren Diskusionen, mit welchen Mitteln das Haus 
verteidigt werden solle, einigten sich die an-
wesenden Gruppen auf passiven Widerstand. 
Das bedeutete es werden keine harten Gegen-
stände aus den Fenstern geworfen, sondern 
die Beschränkung auf Wasserbomben, Farbei-
er und Knaller. Das Werfen von Fäkalien wurde 
im Konsens abgelehnt!

Der Berliner Kurier vom 7. Juni aber hat 
nichts anderes zu tun, als wieder einmal 
Falschmeldungen an die Öffentlichkeit zu tra-
gen und so heißt es darin: „Als die ersten Poli-

zisten um kurz nach 5 Uhr den Hinterhof der 
Yorckstraße 59 betreten konnten, brach so-
fort brutaler Krawall über sie herein: Steine, 
Flaschen und Farbbeutel flogen aus den Fens-
tern, ein SEK-Beamter wurde von einer „Urin-
Bombe“ getroffen.“

Über zwei Stunden brauchten die Bullen, 
um die vielen Barikaden zu beseitigen und zu 
uns zu gelangen. So war es ca. 7 Uhr als drei bis 
vier SEKler in den Raum stürmten, wo wir uns 
in Ketten positioniert hatten und sofort auf 
einzelne Leute ohne Vorwarnung einschlu-
gen. Lautes Geschrei und Gerangel brach aus 
und die ersten Leute wurden brutal aus dem 
Haus gezerrt und weiter geschlagen.

Nachdem die schwarzen Prügelknaben 
endlich verstanden, dass wir friedlichen Wi-
derstand leisten, ließen sie erst einmal ab. Im 
hinteren Teil des Raumes, wo sich die meiß-
ten Leute befanden, wurden trotz einer fried-
lichen Sitzblockade immer wieder einzelne 
Leute in Ecken gezerrt und geschlagen. Daran 
änderte auch nicht das Auftauchen von Herrn 
Ströbele, der nach eigenen Angaben aus dem 
Grund kam, darauf aufzupassen, dass die Leu-
te nicht geschlagen werden. Er wurde mit 
Buh-Rufen begrüßt, weil es längst zu spät war, 
um den großen Helfer zu mackieren. Fast sie-
ben Stunden dauerte die Einzelnabführung 
der Leute aus dem Haus.

Der Kampf geht weiter!
Die Räumung der Yorck59 ist ein weiterer Be-
weis dafür, dass es in diesem System nicht um 
das Wohl der Menschen geht, sondern eher um 
den Profit der Hauseigentümer und Kapitalis-
ten. Alternative Wohnprojekte werden nach 
und nach geräumt und vertrieben, um die In-
nenstadt „attraktiver“ zu gestalten. So lange wie 
das nicht aufhört, werden wir auch nicht aufhö-
ren. Solange wie es Kapitalismus gibt, werden 
wir nicht aufhören, ihn zu bekämpfen! ★

von Salvador aus Neukölln
mehr Infos: www.yorck59.net

..

Die  Yorck59 wurde geräumt  – aber der Kampf geht weiter!
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So kann man kurz zusammengefasst den 8. Mai 
2005 beschreiben, den 60. Jahrestag der Zer-
schlagung des Naziregimes.

Unter dem Motto: „60 Jahre Befreiungslüge – 
Schluss mit dem Schuldkult“ wollte die NPD am 
8. Mai durch Berlins Mitte marschieren. Die vo-
rausgegangene Schätzung von 6000 zu erwar-
tenden Nazis erfüllte sich jedoch nicht und so 
kamen gerade mal 2000-3000 Nazis zum Ale-
xanderplatz, um ihre geschichtsrevisionistische 
Demonstration durchzuführen.

Aber sie haben die Rechnung mal wieder 
ohne uns gemacht. So riefen im Vorfeld un-
zählige antifaschistische, linke und kommunis-
tische Organisationen sowie einige Gewerk-
schaftsgliederungen dazu auf, an den Gegen-
demonstrationen teilzunehmen und den Nazis 
an diesem Tage den Weg zu versperren.

Neben der Demonstration des Spasibo-Bünd-
nisses, eines Bündnisses von Antifa und der ra-
dikalen Linken, an dem REVOLUTION auch teil-
nahm, veranstaltete die Regierung das „Fest der 
Demokratie“ am Brandenburger Tor und von 
dort aus riefen einige MinisterInnen dazu auf, 
sich den Nazis in den Weg zu stellen.

Spasibo heißt Danke!
Die Spasibo-Demo startete um 11.00 Uhr von 
der Friedrichstraße und bewegte sich auf der 
nördlichen Seite der Spree Richtung Alexander-
platz. Die Route, welche die NPD in Anspruch 
nehmen wollte, verlief südlich der Spree und 
so war es ein leichtes Spiel für die Polizei, weit-
räumig alle Brücken und Unterführungen unter 
den S-Bahn-Bögen zu blockieren. Nach unserer 
Demo mussten wir dementsprechend den gan-
zen Weg wieder zurück laufen und immer wie-
der versuchen, die Sperrungen zu durchbre-
chen, was wir nicht schafften. Erst über die Brü-

cke des Kanzleramts gelang es einigen tausend 
DemonstrantInnen, über die Spree zu kommen.

So kamen wir dann auf die Straße Unter den 
Linden bis zum Palast der Republik. Dort, direkt 
auf der geplanten Naziroute, sammelten sich 
einige tausend Linke sowie „Normalbürger“, die 
vom Volksfest der Regierung kamen.

Die Farce
Die Frage, ob dieser Tag ein Erfolg für die antifa-
schistische Linke war, lässt sich nur zum Teil mit Ja 
beantworten. Die Nazis konnten zwar nicht mar-
schieren, aber das lag auch daran, dass die Regie-
rung ihr „antifaschistisches“ Image aufpolieren 
wollte, und deshalb die Blockade nicht den „stein-
werfenden Autonomen“ überlassen konnte.

Dementsprechend lies auch die Polizei tau-
sende Menschen ohne größere Probleme auf 
die Nazi-Route kommen, nachdem die organi-
sierte kämpferische Antifa-Demo zerstreut war.

Köhler, Schröder, Fischer und Co. nutzten 
den Tag, um ihn zum Feiertag für den „neuen“ 
deutschen Staat zu machen. Deutschland, so 
ihr Credo, habe aus der Geschichte gelernt, sei 
eine Musterdemokratie und übernehme „seine 
Verantwortung in der Welt“ – bei der Besetzung 

diverser Länder, seit neuestem auch im Sudan.

Strength in Numbers
Am 8. Mai hat man gesehen, dass die Breite der 
Mobilisierung entscheidender ist als die Militanz 
kleiner Antifa-Gruppen. Es ist äußerst wichtig, 
dass ImmigrantInnen, GewerkschafterInnen, Lin-
ke, SchülerInnen und Studierende in den Kampf 
gegen die Nazis einbezogen werden. Aber kei-
nesfalls wird es gelingen, den Alltagsrassismus 
dieser „Demokratie“, der ArbeitsmigrantInnen il-
legalisiert oder an den europäischen Außengren-
zen zum Tod verurteilt, durch Volksfeste oder ein 
Bündnis mit Regierung und Unternehmerverbän-
den zu bekämpfen.

Dieses Fest diente lediglich dazu, den Kampf 
gegen Nazis vom Kampf gegen bestehen-
de Klassenverhältnisse abzukoppeln. Aber der 
Kampf gegen Nazis bedeutet gleichzeitig im-
mer auch Klassenkampf, er bedeutet immer 
auch eine von Staat und Kapital unabhängige 
Mobilisierung – oder er ist eine Farce.

Dass der Staat und der Unternehmerverband 
keine Partner sein können beim Kampf gegen die 
Nazis, zeigte sich vor und nach dem 8. Mai. ★

von Salvador aus Neukölln

¡No Pasaron!
Am 8. Mai schrieen wir „Sie werden nicht vorbeikommen!“, und die Nazis kamen nicht vorbei.

Zwei Wochen nach dem achten Mai gab es eine 
Demo gegen Naziäden in Prenzlauer Berg und 
Weißensee. Der erste Stop war am „Nordic Thun-
der“, wo uns auch schon die Bullen erwarteten 
und den Laden vor uns beschützten. Also gab es 
ersteinmal eine Zwischenkundgebung und or-
dentlich Krach.

Dann ging es weiter bis zum „Harakiri“. Auf 
dem Weg dorthin kamen wir an einer Kneipe vor-
bei, wo sich ein paar Nazis gesammelt hatten. Da 
mußte natürlich angehalten werden. Die Bullen 
kamen auch ziemlich schnell wieder dazwischen 
und nach dem noch BewohnerInnen des Hauses 

aus den Balkonen Solidarität mit uns kund taten, 
setzte sich die Demo wieder in Bewegung.

Beim „Harakiri“ angekommen gab es die Ab-
schlußkundgebung und während dessen 
wurde ein junger Antifaschist von den Bul-
len rausgezogen. Als darauf aufmerksam ge-
macht wurde, stürmten die DemonstrantIn-
nen sofort in Richtung der noch nicht be-
hemlten Bullen und es kam zu argen Ausei-
nandersetzungen. Als dann die Demo offizi-
ell beendet wurde ging der Straßenkampf 
trotzdem weiter und es wurden Platzverwei-
se ausgesprochen.

Wieder einmal ein Beweis dafür, dass der 
deutsche Staat kein Stück antifaschistische Po-
litik macht, sondern Gelder für den Schutz der 
vermeintlichen Meinungsfreiheit ausgibt.  ★

von Dao aus Neukölln
Infos zur Kampagne unter:
www.we-will-rock-you.tk
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Du lebst in einem Land, das die meisten von 
uns nur als Werbung im Reisebüro kennen. 
Kannst du uns zunächst einige einleitende 
Fakten über Indonesien erzählen?
Indonesien liegt zwischen Australien und dem 
indischen Subkontinent, zwischen dem Indi-
schen und dem Pazifischen Ozean. Indonesien 
hat mehr als 13.000 Inseln und eine Gesamtbe-
völkerung von 240 Mio. Menschen.

Am Ende des 16. Jh. wurde Indonesien vom 
holländischen Kolonialismus erobert. Während 
des 2. Weltkrieges kam das Land dann unter die 
Herrschaft des japanischen Imperialismus. Es 
kam aber zu massiven nationalen Befreiungs-
kämpfen, so dass sich Indonesien schließlich 
1945 von den Kolonialisten befreien konnte.

Wie sah die weitere Entwicklung nach der na-
tionalen Unabhängigkeit aus?
Die ersten Wahlen hat es 1955 gegeben. Sie ha-
ben  General Sukarno an die Macht gebracht, 
der sich selbst zum Führer der Revolution und 
zum Präsidenten auf  Lebzeiten ernannte. In 
dieser Periode initiierte er den „Non-Aligned 
Block“ – ein Versuch, den Einfluss der westli-
chen imperialistischen Mächte zu reduzieren. 
Bekannt wurde er vor allem mit seinem Slogan: 
„America, go to hell with your aid!“ Aber Sukar-
no hat nicht den Kapitalismus an sich infrage 
gestellt und hatte auch keine Orientierung be-
züglich der Arbeiterklasse. Sein Hauptprojekt 
und größtes Anliegen war die Erweckung nati-
onalistischer Bestrebungen.

Wie haben die USA auf diese Politik reagiert?
Obwohl Sukarno kein Antikapitalist war, hat 
seine Forderung nach mehr Unabhängigkeit 
für die sog. Dritte Welt ernsthafte Beunruhi-
gung bei den Imperialisten hervorgerufen, so 
dass die herrschende Klasse in den USA fest 
dazu entschlossen war, das Sukarno-Regime 
zu stürzen. Noch viel mehr störte sie aber der 
aufkommende Klassenkampf und der Einfluss 
kommunistischer Ideen, woraufhin die CIA 
1965 einen blutigen Staatsstreich, geführt von 
General Suharto, anstifteten. Der Vorwand da-
für war der Mord an sieben führenden Gene-
rälen. Als „Gegenschlag“ ermordeten die Put-
schisten eine Million Kommunisten. Von da an 
folgten mehr als drei Jahrzehnte der blutigen 
Diktatur. In der Suharto Ära wurde Indonesien 
für US-Konzerne frei verfügbar, welche unter 
den für sie günstigsten Bedingungen die billi-
ge Arbeitskraft ausbeuten konnten.

Kam es zu Protesten und Widerstand aus der 

Deutschland stellt bei der „Internationalen 
Schutztruppe“ (ISAF) in Afghanistan das größ-
te Truppenkontingent: Die Bundeswehr ist 
dort momentan mit knapp 2.000 Soldaten 
präsent. Auch wenn sie angeblich nur zu „hu-
manitären Zwecken“ dort sind, werden jetzt 
KSK-Einheiten, die Eliteeinheit der Bundes-
wehr, ebenfalls nach Afghanistan geschickt. 
Diese Truppe hat freie Hand bei der Auswahl 
der Kriegsziele und kann unabhängig vom 
Bundestagsverteidigungsausschuss agieren. 

Die Karsai-Regierung
Hamid Karsai, ein ehemaliger Berater des ame-
rikanischen Ölkonzerns Unocal, wurde schon 
zweimal zum Präsident Afghanistans ernannt. 
Am 4. Dezember 2001 wurde er auf der Af-
ghanistan-Konferenz auf dem Petersberg bei 
Bonn – trotz seiner ehemaligen Sympathien 
für die erzreaktionäre Taliban – zum Präsiden-
ten der von den USA eingesetzte Übergangs-
regierung ernannt. Mit einer Mehrheit von 55 
Prozent der Stimmen wurde er am 9. Oktober 
2004, knapp drei Jahre später, nachträglich 
zum Präsidenten legitimiert. Eine Opposition 
wurde damals wie heute durch Bestechungen 
und Bedrohungen verhindert: alle kommu-
nistischen Gruppierungen wurden vor einem 
Jahr in Afghanistan verboten. Was will man 
anderes von einer „Demokratie“ erwarten, die 
aus Flächenbombardments geboren wurde?

Während seiner gesamten Amtszeit blieb 
Karsai nicht mehr als eine Marionette des Im-
perialismus. In allen Fragen, ob groß oder 
klein, hat die US-amerikanische Botschaft das 
Sagen, wobei Karsai und seine Minister über-
haupt nicht hinzugezogen werden.

Dies verursachte in der Bevölkerung Un-
mut. Außerhalb von Kabul kann sich Karsai 
nicht sehen lassen und selbst in Kabul muss er 
unter strengster Bewachung leben. Deshalb 
ist er weniger als Präsident Afghanistans und 

mehr als „Bürgermeister der 
Kabuler Innenstadt“ be-
kannt. Selbst ein Gerücht 
konnte die sozialen Span-
nungen aufflammen las-
sen: Als die Zeitschrift 
„Newsweek“ Anfang 
Mai einen Bericht über 
Koranschändungen im 

US-Gefangenenlager Guantanamo heraus-
gab, kam es zu Massenunruhen, die viele Tote 
und Verletzte forderten. Im Süden des Landes 
befindet sich die alte Taliban wieder im Auf-
wind. Ständig kommt es zu Anschlägen.

Da die Karsai-Regierung keine eigene 
Machtbasis hat, muss ihm der Westen aus der 
Krise raushelfen. Die Ausweitung der ISAF-
Truppenkontingente stellt somit eine Ret-
tungsaktion für ein zerfallendes Regime dar. 
Verteidigungsminister Struck lobte immer 
den „zivilen“ Charakter des Auslandseinsatzes, 
jedoch wird die Ausweitung bedeuten, dass 
die deutschen Truppen an offenen Kriegs- 
und Kampfhandlungen teilnehmen.

Ab ins Kriegsgebiet
Der heuchlerische Charakter des deutschen 
Imperialismus unter dem Deckmantel der Hu-
manität, lässt sich an den geplanten Massen-
abschiebungen von AfghanInnen erkennen: 
Gleichzeitig mit der Ausweitung des Bundes-
wehreinsatzes stellt man fest, dass das Land 
jetzt für afghanische Flüchtlinge total sicher 
sei. Gleichzeitig warnt das Auswärtige Amt 
deutsche BürgerInnen (auch deutsche Bür-
gerInnen afghanischer Herkunft) davor, das 
Land zu bereisen.  

Die Innenminister des Bundes und der Län-
der könnten frühestens bei der Innenminis-
terkonferenz am 24.06. in Stuttgart den Ab-
schiebestopp für afghanische Flüchtlinge auf-
heben. In Hamburg werden schon jetzt die 
ersten AfghanInnen abgeschoben. 15.000 
in Hamburg lebende AfghanInnen müssen 
schon jetzt um ihre Zukunft bangen. 

Durch den Einsatz der Bundeswehr eröffnete 
sich Deutschland die Möglichkeit wieder  zur ei-
ner bedeutenden Militärmacht zu werden. Zur 
Zeit sind 6.460 SoldatInnen unmittelbar in Aus-
landseinsätzen (mehrheitlich Afghanistan, Ko-
sovo, Bosnien und Herzegowina, Horn von Af-
rika) involviert. Tausende weitere dienen als in-
direkte Kriegshelfer. Die militärische Aufrüs-
tung wird mit größter Intensität vorangetrie-
ben. Auch wenn der US-Imperialismus zur Zeit 
die größte Militärmacht darstellt, darf man den 
deutschen Imperialismus nicht unterschätzen. 
Immer noch gilt die alte Losung: „Der Haupt-
feind steht im eigenen Land!“ 

von Okko aus Osnabrück

Vor 7 Jahren wurde der Militär diktator Sukarto durch Proteste gestürzt. Interview mit einem Aktivisten von REVO Indonesia

Afghanistan unter Besatzung
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indonesischen Bevölkerung?
Es kam zu einer Revolution 1998. Nach der Pha-
se der sog. „Asien Krise“ 1997 traf das Suharto 
Regime eine Vereinbarung mit dem  Internati-
onalen  (IWF), die zu einer Inflation  führte und 
die Schließung vieler Fabriken zur Folge hatte. 
Aber dies konnte die Situation nicht stabilisie-
ren, eher das Gegenteil. Die Wut der Menschen 
machte sich in den Massenprotesten auf der 
Strasse bemerkbar und bald war die Wut nicht 
mehr nur gegen die ökonomischen Maßnah-
men gerichtet, sondern auch gegen das Suhar-
to-Regime selbst.

Die Studentenbewegung spielte bereits seit 
Mitte der 90er Jahre eine wichtige Rolle. Aber 
der entscheidende Wendepunkt kam, als sich 
Millionen ArbeiterInnen, BauerInnen, Slum-Be-
wohnerInnen  den Protesten anschlossen: Im 
Mai 1998 besetzten die Massen das Parlament 
und schließlich trat Suharto zurück.

Konnte die Studenten- und Massenbewegung 
nach dem Aufstand von 1998 konkrete politi-
sche und soziale Veränderungen durchsetzen?
Nach dem Sturz des Suharto-Regimes gewann 
die Bevölkerung viele demokratische Rech-
te: das Recht auf freie Versammlung, die Pres-
se- und Medienfreiheit, das Recht politische 
Parteien und Gewerkschaften zu gründen, ein-
schließlich des Rechts auf eigenständige 1. Mai-
Demos.

Tatsächlich aber war die erste Regierung un-
ter Habibi nur eine Weiterführung des alten Re-
gimes unter einer bürgerlich-demokratischen 
Maske. Aber weder Habibi noch sein Nachfol-
ger Gus Dur konnte die sozialen Probleme des 
Landes lösen, und wurde schon 2001 von der 
Demokratin Megawati abgelöst.

Welche Richtung schlug die Politik unter der 
neuen Präsidentin Megawati ein?
Auch Megawati war nur eine bürgerliche Politi-
kerin und sie versuchte, Kompromisse einzuge-
hen mit dem Militär und seiner „Golkar Partei“. 
Die Studentenbewegung sah in ihr nur die Wei-
terführung des alten Regimes, nicht zuletzt weil 
sie sich weigerte, Suharto ins Gefängnis stecken 
zu lassen. Nach den letzten Wahlen 2004 wur-
de Susilo Bambang Yudoyono (SB) Präsident. Er 
war der frühere Minister für Energie unter Gus 
Dur und der Ex-Verteidigungsminister unter 
Megawati. Er spielte eine zentrale Rolle in dem 
Massaker von 1996, bei dem etwa 100 Studen-
ten-AktivistInnen während der Anti-Suharto-
Proteste vom Militär und der Polizei ermordet 
wurden. Er war es auch, der verantwortlich war 

für den Ausnahmezustand in Aceh während der 
Megawati-Ära.

Die höchste Priorität der SB-Regierung liegt 
in der Privatisierung, es ist eine sehr stark neo-
liberal ausgeprägte Regierung. Viele der Minis-
ter sind Ex-Generäle oder Geschäftsmänner, die 
nach einem starken Militär und einer starken 
polizeilichen Macht für die Sicherung günstiger 
Verhältnisse für Investitionen streben.

Die neoliberale Politik der Regierung unter 
Susilo Bambang klingt wie eine erneute Annä-
herung an die USA, kann man das so sehen?
Ja, die jetzige Regierung spricht sich auch für 
eine stärkere Bindung der indonesischen Re-
gierung an das US-Militär  aus.

Du erwähntest die Ermordung von über einer 
Million Kommunisten unter Suharto, 
welche Rolle hat die kommunistische 
Bewegung in Indonesien gespielt?
Zu Beginn des 20. Jahrhunderts kam 
der Widerstand gegen die kolonialen 
Mächte größtenteils von nationalis-
tisch gesinnten bürgerlichen Intellek-
tuellen wie Budi Utomo, der 1908 einen 
nationalistischen Kreis gründete. Die-
se Gruppe hatte aber keine Orientie-
rung auf die Massen. Die erste Mas-
senbewegung war der Sarekat Islam, 
dessen Antikolonialismus mit starken 
religiösen Doktrinen verwoben war.

Der Marxismus wurde von Hen-
rick Sneevielt in Indonsien einge-
führt, der von der holländischen Re-
gierung 1913 nach Indonesien ver-
bannt wurde. Ein Jahr später grün-
dete er die „Indies Social-Democratic 
Association“. Diese Organisation bil-
dete einen revolutionären Flügel in-
nerhalb des Sarekat Islam und schließ-
lich kam es zur Aufsplitterung des Sare-
kat Islam in „Rot“ und „Grün“.

Die Kommunistische Partei Indone-
siens (PKI) entsprang dem Roten Sare-
kat Islam. 1926 wollte die PKI-Führung 
einen  „eigenen“ Aufstand gegen die ko-
loniale Besetzung durchführen. Dieses 
linksradikale Abenteuer wurde heftig nie-
dergeschlagen führte zu einer ernsthaften 
Schwächung der PKI für viele Jahre.

Als Massenkraft entstand die Kommu-
nistische Partei erst wieder mit der Massen-
rebellion 1948. In den ersten Wahlen Indo-
nesiens 1955 wurde die PKI viertstärkste 
Partei. Zu dieser Zeit gewann sie starken 

Einfluss unter den Bauern und hatte schätzungs-
weise 9 Millionen Mitglieder, und war damit die 
größte kommunistische Partei außerhalb eines 
„kommunistischen“ Landes. Die Partei erlitt ihre 
bis dahin schlimmste Zerschlagung 1965 als Ge-
neral Suharto an die Macht kam und über eine 
Million KommunistInnen ermordete.

Wie sieht die heutige Perspektive aus? Welche 
Alternativen gibt es?
Heute ist die größte Gefahr besteht jetzt in ei-
ner Wiederkehr zum alten Regime wenn auch 
mit einem demokratischerem Gesicht. Diese 
Gefahrt basiert auf drei Faktoren: die Militär-
Partei Golkar spielt noch immer eine wichtige 
Rolle in der indonesischen Regierung und dem 
Staatsapparat. Auch in den Unternehmen und 
in den Medien sind die Suharto-Anhänger stark 

präsent. Und dann ist noch das Militär, das 
versucht, religiöse und ethnische Konflik-
te anzustiften, damit sich die Menschen 
nach einer starken Führung durch die 
Generäle sehnen. 

Was jetzt wichtig ist für die Studen-
ten- und Pro-Demokratie-Bewegung ist 
eine Bilanz der letzten 7 Jahre. Sie müssen 

ihr Augenmerk auf die Arbeiterklasse als 
die führende Kraft der Revolution in Indo-
nesien legen. Sie, und nicht die Intellektu-
ellen sind die entscheidende Kraft für die 
Veränderung der Gesellschaft. Wir brau-
chen dringend neue revolutionäre Ideen 
und eine revolutionäre Organisation. 
Dabei spielt auch die internationale So-
lidarität eine sehr wichtige Rolle.

Interview: Isobel aus Kreuzberg

Vor 7 Jahren wurde der Militär diktator Sukarto durch Proteste gestürzt. Interview mit einem Aktivisten von REVO Indonesia
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Die acht mächtigsten Staaten der Welt sind 
bekannt als die G8. Ihre Staatsoberhäupter 

treffen sich jedes Jahr, um globale ökonomi-
sche und politische Strategien zu diskutie-
ren. Tony Blair, der britische Premier, und ei-

nige andere Staatschefs haben viele Verspre-
chen für eine „neue Art des globalen Han-

dels“ abgegeben, die Schuldenstreichung und 
mehr Hilfe beinhalten, um den armen Ländern 
zu helfen. Wird das irgendetwas bringen?

Mit einem Wort: Nein! Die Vorschläge krat-
zen nicht einmal an der Oberfläche der Pro-
bleme der ärmsten Länder dieser Welt.

„FREIER“ HANDEL
Freier Handel bedeutet, dass die großen nor-
damerikanischen, europäischen und japani-
schen Konzerne auf ihrer permanenten Suche 
nach Niedriglöhnen und niedrigen Steuern, ihre 
Produktionen mühelos verlagern können. Die 

Länder der „Dritten Welt“, für die Jobs und Wirt-
schaftswachstum aus dem „reichen Norden“ sehr 

wichtig sind, müssen daher die billigsten Arbeits-
kräfte bereitstellen, um das Rennen zu machen. 
Das fällt den Regierungschefs 
und Diktatoren der 

a r m e n 
Länder aber 

leicht – solange nur 
die Massen unter den neoliberalen Geset-
zen und dem daraus folgenden beschissenen Le-
ben zu leiden hat, ist ihnen das egal.

Dieser Handel ist weder frei noch gerecht, er 
beruht auf der Ausbeutung der Lohnabhängi-
gen in allen Ländern und der Überausbeutung 
der ArbeiterInnen der „Dritten Welt“ durch die 
Kapitalisten der imperialistischen Metropolen.

ENTWICKLUNGSHILFE?
Jede Entwicklungshilfe wird genau wie die Ver-
schuldung von den imperialistischen Mächten 
als Druckmittel missbraucht. „Dritte Welt“-Län-
der werden von der Weltbank dazu gezwungen, 
ihre Märkte zu öffnen, um Hilfsmittel zu erhal-
ten. Bedingungen für die Hilfe sind die Einfüh-
rung kapitalistenfreundlicher Gesetze, Privati-
sierungen nahezu aller öffentlichen Güter, wie 
Wasser- und Gesundheitsversorgung, aber auch 
wertvoller Ressourcen wie Gasvorkommen 
(she. Bolivien). Außerdem ist der Empfang von 
„Hilfs“mitteln daran gebunden, dass die Länder, 
die sie erhalten, mit ihnen nur Waren aus den 
Geberländern kaufen dürfen. Deswegen ist je-
der Dollar, der gegeben wird, eigentlich nur 33 
Cent wert, weil die Waren aus dem Norden er-
heblich teurer sind als ihre Pendants aus dem 
Süden. Die Kredite werden von der Weltbank 

oder privaten Geldinstituten gezahlt. Es ist klar, 
dass solche Firmen nur etwas „spenden“, wenn 
dabei Gewinn für sie heraus springt.

WACHSTUM
In den 50 Jahren zwischen 1948 und 1998 
wuchsen die Einnahmen der Weltwirtschaft 
um 250%. Das heißt natürlich nicht, dass es da-
durch allen Menschen besser geht. Es füllten 
sich die Konten der Reichen, jedoch  nicht die 
Mägen der Armen. 1960 besaßen die ärmsten 
20% der Weltbevölkerung gerade einmal 2,3% 
des Weltvermögens; 1991 waren es sogar nur 
noch 1,4%. Wenn Reichtum von den Reichen zu 
den Armen „tröpfeln“ würde, dann hätte der er-
staunliche Reichtum, den die Reichen anhäuf-
ten, die Armut längst abgeschafft. Hat er aber 
nicht – und wird er auch nicht.

Das zeigt, dass die Gier der Bourgeoisie grö-
ßer ist, dass der Druck der Konkurrenz und der 
Zwang zum Profitmachen stärker sind als jedes 
Gefühl von Mitleid, Solidarität oder Scham.

EIN PAAR FAKTEN
Milliarden Menschen leben in Armut, eine 

Minderheit schwelgt in unglaublichem 
Luxus.

★  Die Aktien der 200 reichsten Kapitalisten 
sind mehr wert als das Jahreseinkommen 
der oberen 41 Prozent der Weltbevölkerung;

★  Drei Familien – die Gates (Microsoft), die Wal-
tons (Walmart) und die Königliche Familie 
von Brunei – besitzen zusammen mehr als 
135 Milliarden, genau soviel wie die 600 Mil-
lionen Menschen, die in den ärmsten Län-
dern der Welt leben;

★  Das Vermögen der 691 Milliardäre beträgt 
2,2 Billionen!
Diese Ungleichheit ist nicht nur grotesk; sie 

nimmt ständig zu. Die Schere zwischen Arm 
und Reich kann man nicht nur in der „Dritten 
Welt“ spüren. In den letzten zwanzig Jahren hat 
sich die Schere zwischen den Klassen z.B. auch 
in Großbritannien (und auch in Deutschland) 
massiv geöffnet. Die reichsten zehn Prozent der 
britischen Gesellschaft haben zwischen 1990 
und 2001 ihren Anteil am Vermögen Englands 
von 46 auf 54% vergrößert.

VERWALTER DER ARMUT
In die letzten zehn Jahre haben die G8 eine ge-
meinsame Agenda erarbeitet, um die „Dritte 
Welt“ für den „freien“ Handel zu öffnen, die so-
zialen Sicherungssysteme zu demontieren und 
um die Aufrüstung und Umstrukturierung ihres 
Militärs voran zu treiben, damit sie ihre  Politik 
notfalls mit Gewalt durchsetzen können.

DUMP THE
Institutionen wie die Welthandelsorganistion 

(WTO), der Internationale Währungsfond (IWF) 
und die Weltbank wurden gegründet oder ge-
stärkt, um diese Pro-Markt-Agenda zu ermögli-
chen, sie zu verwalten und durchzusetzen. Der 
Internationale Währungsfond ist zu trauriger Be-
rühmtheit gekommen, weil er zahlreiche „Dritte 
Welt“-Länder zwang, „strukturelle Anpassungs-
programme“ einzuführen (diese werden nun 
heuchlerisch „Armuts-Reduzierungs-Program-
me“ genannt), die auch die letzten Überreste von 
sozialen Programmen beseitigten, um Schulden 
für die reichen Nationen und Banken einzutrei-
ben und um lokale Industrien in die Hände von 
ausländischen Käufern zu überführen.

Als die G8 1998 England besuchten, verlangte 
die Kampagne „Jubiläum 2000“ die Abschaffung 
aller Schulden der „Dritten Welt“ zur Jahrtausend-
wende. Sie brachte immerhin 70.000 gegen die 
G8 in Birmingham auf die Straße. Das geschah als 
Teil der weltweiten Bewegung gegen die Verschul-
dung der armen Länder. Als Antwort darauf ver-
stärkten die G8 ihre 1998 ins Leben gerufene „Hoch 
verschuldete Arme Länder Initiative“. Dies war ihr 
Versuch, eine Schuldensenkung für die armen Län-
der zu erreichen, hauptsächlich durch Kredite und 
Umstrukturierungen. Doch im Ergebnis ihrer An-
strengungen sind die Schuldenlasten gestiegen. 
2003 schuldeten diese Länder 2,423 Mrd. Dollar; 
2005 stieg der Betrag auf 2,566 Mrd. Dollar!

VERSPRECHEN HEUTE 
Britanniens Premier Tony Blair und sein Minister 
Gordon Brown haben kürzlich erneut Vorschläge 
gemacht, die darauf abzielten, die globale Armut 
zu bekämpfen. Blair versprach, die Schulden der 
sechzig ärmsten Länder der Welt an die Weltbank 
um zehn Prozent zu senken. Selbst das ist nur ein 
Bruchteil ihrer Gesamtschuldlast, da sie zwei Drit-
tel des Geldes ohnehin privaten Geldinstituten 
schulden. Blair bildete eine Afrika-Kommission, 
welche vorschlug, alle Schulden des Kontinents 
zu streichen und darüber hinaus die Entwick-
lungshilfe auf 16 Milliarden zu erhöhen. Das, be-
hauptet sie, würde die Armut in Afrika aufheben.

In Wirklichkeit aber werden die imperialisti-
schen Ländern ein Veto dagegen einlegen oder die 
Beschlüsse verwässern. Das alte Rezept vom freien 
Handel wird den afrikanischen Staaten keine Sou-
veränität über ihre Wirtschaft geben. Helfen wird 
es lediglich den milliardenschweren Firmenbos-
sen, nicht den Milliarden, die in Armut leben.

8

„SCHULDEN STREICHEN!“ – Über die neue Kampagne von REVO UK
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Liebe G8,
hallo erst mal.

Wir hoffen, dass Ihr Euch auf Eu-

ren Besuch in Gleneagles im Juli freut. Er 

weckt Erinnerungen an das letzte Mal, als 

Ihr in Britannien wart, 1998, als eine Ket-

te mit 70.000 DemonstrantInnen Euer 

Treffen in Birmingham umschloss, oder? 

Natürlich lösten diese Proteste eine Art 

„Trend“ aus, so dass ihr dieses Mal lieber 

ein bisschen abseits tagen werdet, in ei-

nem Bunker auf einem Golfplatz in Gle-

neagles. Aber keine Sorge! Wir werden 

auch dorthin kommen, um Euch allen einen 

herzlichen Empfang zu bereiten.

So wie wir es bereits in Genua 2001 

machten, als Eure bewaffneten Beschüt-

zer sogar töten mussten, um Euch abzu-

schirmen. Als Antwort demonstrierten 

300.000 ArbeiterInnen gegen Euren Gip-

fel und gegen das, was Ihr vorbereitet 

hattet, um uns zum Schweigen zu bringen.

Natürlich würde es einen besseren Ein-

druck machen, wenn Ihr so tut, als ob Ihr 

zuhören würdet. Auf dem Treffen in Bir-

mingham, 1998, habt Ihr Euch bereit er-

klärt, einen Teil der Schulden der „Drit-

te-Welt-Länder“ zu streichen – 100 Mil-

liarden $, weniger als 5% der gesamten 

Schuldenlast von 2 Billionen $. Ein Witz, 

aber selbst diese Verpflichtung scheint 

Ihr zufällig vergessen zu haben. Aber da 

Tony und George ja schon mehr als drei-

mal so viel für den Irak-Krieg ausgegeben 

haben, ist das nicht sehr überraschend!

All das zwingt uns zu der Überlegung, 

dass wir vielleicht ein bisschen deutlicher 

werden müssen, wenn tausende Demons-

trantInnen, die zu Euren Treffen kom-

men, und Millionen, die gegen den Krieg 

demonstrieren, nicht genug sind, um Eure 

Aufmerksamkeit zu erregen...

Die Gipfel-Proteste der anti-kapitalisti-

schen Bewegung waren sehr hilfreich, um 

eine neue Generation zu radikalisieren. Sie 

machten die Öffentlichkeit darauf auf-

merksam, dass Eure Geheim-Treffen dazu 

genutzt werden, um die zukünftigen impe-

rialistischen Interventionen in der „Drit-

ten Welt“ zu planen, die Vorherrschaft 

der mächtigsten Nationen zu sichern und 

den Rest der Welt in die Knie zu zwingen.

Aber genauso wie Eure G8-Treffen 

Euch, den 8 mächtigsten Ländern der 

Erde, halfen zusammenzukommen, um 

die Zukunft unseres Planeten zu planen, 

brachten sie uns dazu, das Gleiche zu tun. 

Plötzlich trafen sich etliche neue Aktivis-

tInnen und Jugendliche auf der Strasse 

oder auf den Gegengipfeln. Wir konnten 

die Erfahrung machen, international zu-

sammen zu arbeiten; und militante Aktio-

nen durch zu führen, um unserer Stimme 

Gehör zu verschaffen.
Wir wissen, dass wir eine starke Bewe-

gung sind - zehntausende Demonstranten 

aus der ganzen Welt haben sich monate-

lang darauf vorbereitet, nach Schottland 

zu fahren. REVOLUTION ruft die Bewe-

gung dazu auf, diese Gelegenheit  zu nut-

zen und Euch die Zähne zu zeigen. Die 

Anti-Kriegs-Bewegung hat uns gezeigt, 

dass sogar Demonstrationen mit Millio-

nen von Leuten nicht genug sind. Wenn die 

Proteste in Schottland wirklich einschla-

gend werden sollen, dann müssen sie mili-

tant und deutlich sichtbar werden, so dass 

sie unmöglich zu ignorieren sind.

Am 2. Juli ruft ein Bündnis aus Ent-

wicklungshilfeorganisationen, Kirchen und 

Wohltätigkeitsverbänden, das sich selbst 

„Make Poverty History“ nennt, zu einer De-

monstration auf, um die Staatschefs der 

G8-Länder zu bitten, unbezahlbare Schul-

den zu streichen, mehr Hilfe zur Verfü-

gung zu stellen und für fairen Handel ein-

zutreten. Wir werden auch dort sein, aber 

mit einer anderen Botschaft – wir rufen 

dazu auf, alle Schulden zu streichen, die 

Regierungen der G8-Staaten zu stürzen, 

die Besatzung von Irak und Palästina zu be-

enden und für den Sieg des internationalen 

Widerstands gegen Kapitalismus, für eine 

Revolution!!! Es ist gut, dass so viele Leu-

te nach Edinburgh zu dieser Demonstrati-

on kommen wollen. Aber die Demonstrati-

on findet nicht nur 5 Tage vor Eurem Tref-

fen statt, sondern auch 130 Kilometer weit 

entfernt, mit organisierter Rückfahrt, die 

die Leute gleich nach der Demo wieder 

nach Hause bringt. Wir sind uns nicht si-

cher ob diese „Make Poverty History“-Leu-

te Euch so gut kennen wie wir, wenn sie 

denken, dass das genug sein wird...

Wie Ihr seht ist unsere Meinung, dass 

man die Armut nicht „zur Geschichte“ ma-

chen kann, ohne den Kapitalismus selbst 

„zur Geschichte“ zu machen. Das kapita-

listische Wirtschaftssystem basiert dar-

auf, dass Milliarden Menschen, in Armut 

gehalten, den Reichtum für einige weni-

ge  produzieren. Von unserer Erfahrung 

und von den „Lehrstunden der Geschich-

te“ wissen wir Anti-KapitalistInnen, dass 

man, wenn die Mächtigen der Welt höflich 

bittet, nicht mehr so unvernünftig zu sein 

und etwas mehr vom Kuchen abzugeben, 

vielleicht einige Zugeständnisse bekommt. 

Aber bis die Macht von  Euch acht durch 

die Macht von uns Milliarden ersetzt ist, 

werdet Ihr den Drang verspüren, Eure 

Versprechen zu vergessen, uns zu ignorie-

ren und schließlich auf uns zu schießen. Al-

les das macht klar: G8, es ist höchste Zeit 

für Euch zu gehen!

Wir wollen nicht, dass die Leute nach 

der „Make Poverty History“-Demonstrati-

on nach Hause gehen, wir wollen dass sie 

mit uns in Schottland bleiben und versu-

chen, Euren Gipfel zu schließen. Wir wollen 

nicht, dass der alternative G8-Gegengipfel 

eine Talkshow wird, wir wollen eine perma-

nente Koordination von Aktionen gegen die 

G8 – wir wissen, dass wir konsequent zu-

sammenarbeiten müssen, wenn wir genauso 

vorbereitet sein wollen, wie Ihr es seid.

Wir fragen Euch nicht, die „unbezahl-

baren“ Schulden zu streichen: wir wollen, 

dass alle Schulden gestrichen werden. Wir 

wollen nicht Eure Afrika-Kommission – Ihr 

habt Afrika bereits so viel „geholfen“, 

dass Ihr Reparaturzahlungen zahlen soll-

tet, anstatt lächerliche Mengen an fehl-

geleiteter Hilfe zu gewähren. Wir können 

auf Eure heuchlerische Hilfe verzichten, 

wie die kurzzeitige Aufhebung der Schul-

denlast von Indonesien, als die Tsunami-

Katastrophe weltweit für Aufsehen sorg-

te. Wir wollen keinen „Frieden“ unter den 

Besatzungs-Streitkräften, oder unter Eu-

rer mit Waffen aufgezwungenen „Demo-

kratie“, wir wollen Eure Armeen raus aus 

dem Nahen Osten.
Wir fragen Euch nicht höflich nach Re-

formen, nach Stückchen vom Kuchen, nach 

Zugeständnissen, welche so schnell wieder 

vergessen sind, wie sie gemacht wurden: 

wir kämpfen für die Revolution!

Wir rufen alle Jugendlichen und Ju-

gendorganisationen in den Gewerkschaf-

ten und allen anderen Gruppen sowie je-

den einzelnen dazu auf, nicht nur nach 

Edinburgh zu kommen, um für ein Ende 

der Armut einzutreten, sondern auch den 

nächsten Schritt zu gehen – in Schottland 

zu bleiben und Euren Besuch abzuwarten, 

um zusammen mit uns zu zeigen, dass auch 

wir Vorstellungen von der Welt haben – 

und wir sind genauso entschlossen wie Ihr, 

sie in die Praxis umzusetzen.

Wir sehn uns im Juli!
MrG, REVOLUTION

P.S.:  Jugendliche aus aller Welt, kommt und schließt Euch REVOLUTION bei den Protesten von 2. – 6. Juli an. Besucht unsere Web-

Seite, um mehr Informationen zu erhalten, z.B. wie Ihr nach Schottland kommen könnt und wo und wann wir uns treffen um uns 

vorzubereiten.       

DUMP THE
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Silvio Berlusconi (Italien)
... ist nicht nur Ministerpräsident, sondern auch der 
reichste Mann Italiens. Er kontrolliert weite Teile der 
Fernsehlandschaft des Landes. Außerdem gehören 
ihm noch Zeitschriften, Werbeagenturen, Kaufhäu-
ser, Baugesellschaften, Fußballmannschaften u.v.a. 
Jetzt, wo er auch die staatlichen Fernsehsender kon-
trolliert, sind praktisch alle Medien in seinen Hän-
den. Sowohl als Unternehmer als auch als Politiker 
war er in zahlreiche Korruptions- und Spendenaffä-
ren verwickelt.

So ist auch seine Politik mehr als offensichtlich 
von Eigeninteressen geprägt. Er schaffte die Erb-
schaftssteuer ab (ist selber Multimilliardär!) und ver-
milderte per Gesetz die Strafbarkeit bei Bilanzfäl-
schungen (er selbst und mehrere seiner Geschäfts-
freunde waren gerade wegen Bilanzfälschung an-
geklagt!). Momentan zeichnet sich Berlusconi auch 
für den Verlust Tausender Arbeitsplätze verant-
wortlich, indem er die staatlichen Finanzhilfen für 
den wirtschaftlich schwachen Süden Italiens kur-
zerhand strich.

Paul Martin (Kanada)
...ist der Premier-Minister von Kanada. In den 90er 
Jahren zeichnete sich seine „Liberal Party“, die lan-
ge einen sozial-liberalen Kurs verfolgt hatte, vor al-
lem durch die Demontage des kanadischen Wohl-
fahrtsystems aus. Unter dem Premier Jean Chreti-
en wurde die Liberale Partei zur neoliberalen Par-
tei. Einer der wichtigsten Architekten des neolibe-
ralen Kurses war der damalige Finanzminister: Paul 
Martin.

So wurden „Handelshemmnisse“ reihenweise ab-
gebaut und große Konzerne, vor allem die Autoin-
dustrie, begünstigt. Mit kanadischer Mitarbeit ent-
stand 1994 das nordamerikanische Freihandelsab-
kommen NAFTA zwischen den USA, Kanada und 
Mexiko. Dieses Abkommen erleichtert es, dass die 
ArbeiterInnen des Kontinents gegeneinander aus-
gespielt werden. So kann ein amerikanischer Au-
tohersteller seine Produktion über die mexikani-
sche Grenze verlagern, die alten amerikanischen 
ArbeiterInnen entlassen und den neuen mexikani-
schen ArbeiterInnen ein Achtel so viel Geld zahlen – 
und die fertigen Autos steuerfrei wieder in die USA 
bringen.

Tony Blair (UK)
... spielte in der englischen Sozialdemokratie ähn-
lich wie Gerhard Schröder in Deutschland die Rolle 
des „Modernisierers“, was nichts anderes bedeutet als 
dass er die Partei ordentlich nach rechts und offen auf 
die Seite des Kapitals geruckt hat. Er fiel besonders 
durch seine reaktionäre Außenpolitik ins Gewicht. Er 
unterstützte die USA nach dem 11. September vorbe-
haltlos und stellte britische Soldaten zur Verfügung, 
um Afghanistan zu besetzen.

Auch beim Irak-Krieg war er von Anfang an da-
bei und stellte für den Angriffskrieg nach den USA 
die meisten Soldaten. Er argumentierte wie George 
Bush mit angeblichen Massenvernichtungswaffen im 
Irak und lieferte dafür sämtliche lächerliche Beweise, 
die seine Geheimdienste aus dem Hut zaubern konn-
ten, wie z.B. ein angeblich aktuelles Dossier, von dem 
sich später herausstellte, das es vor etlichen Jahren 
von einem kalifornischen Student als Hausarbeit ver-
fasst wurde.

In der Innenpolitik versprach er, das Gesundheits-
system zu verbessern und half kräftig mit, es weiter 
zu privatisieren. Tony geht gerne auf finanzschwa-
che Leute los: So wollte er die Studiengebühren in 
England drastisch erhöhen und boxte ein entspre-
chendes Gesetz durchs britische Unterhaus.

George Bush (USA)
Eigentlich muss man über den lieben George gar 
nicht viel schreiben. Er hat in seinem Wahlkampf 
2004 insgesamt um die 230 Millionen US-Dollar an 
Spenden von Firmen erhalten, und dankt Ihnen mit 
seiner Politik. Der Militär-Haushalt der USA, seit jeher 
maßlos überzogen und der Garant für Amerikas he-
gemoniale Stellung, wurde unter ihm noch einmal 
angehoben. Mittlerweile wird am Tag (!) mehr als 1 
Milliarde Dollar für das Militär ausgegeben, 2004 wa-
ren es insgesamt 420  Milliarden Dollar. Im Vergleich: 
die USA geben jährlich 350 Millionen Dollar für Ent-
wicklungshilfe aus. Die USA geben also 1200 Mal so-
viel Geld im Jahr aus, um Menschen und Länder zu 
bombardieren, als diese Länder wieder aufzubauen.

Man kann eine lange Liste der Schweinereien von 
Bush aufzählen: massive Steuersenkungen für Kon-
zerne, weitere Privatisierungen des (sowieso kaum 
vorhandenen) Sozialsystems in den USA,  Ausstieg 
aus dem Kyoto-Protokoll, Missachtung und sogar 
Drohung gegen den internationalen Gerichts-
hof, penetrante Überwachung US-amerikani-
scher BürgerInnen und vor allem von Aus-
länderInnen seitens des Staates, Unter-
stützung und Schutz anti-kubanischer Ter-
roristen, Millionen Tode im Irak durch Krieg 
und Embargo...

Ein vollständiger Bericht über die Schand-
taten, welche der selbsternannte Kreuzritter für 
Freiheit und Demokratie begangen hat, würde 
den Rahmen unserer Zeitung allerdings spren-
gen.

Gipfelsturm!
1975 trafen sich die Regierungschefs der sechs mäch-
tigsten kapitalistischen Staaten der Welt in Rambouil-
let, Frankreich, um über ihre wirtschaftlichen Inter-
esssen zu diskutieren. Vertreten waren Deutschland, 
Frankreich, die USA, Japan, Italien und Großbritanni-
en. Offenbar war dieses Treffen sehr erfolgreich, denn 
die sechs beschlossen, es jedes Jahr zu wiederholen.

Ein Jahr später nahmen sie noch Kanada mit in ihren 
Kreis auf, und so war die „Gruppe der 7“ – die G7 – ge-
boren. 2002 wurde sie durch Russland zur G8 ergänzt.

So treffen sich die mächtigsten Staatsmänner der 
Welt seit drei Jahrzehnten jährlich, um die Ausplün-
derung der Welt zu organisieren. Über Jahrzehnte 
wurden diese Treffen von der Öffentlichkeit kaum 
bemerkt. Doch seit 1998 kam ein neues Phänomen 
bei den G8-Gipfeln auf: riesige Menschenmengen, 
welche offenbar sehr aufgebracht sind. Und seitdem 
wird jedes Treffen der G8 von heftigen Protesten be-
gleitet. Die 8 Jungs ziehen sich vorsichtshalber im-
mer weiter in abgelegene Orte zurück. Ein kurzer Ab-
riss über die letzten Gipfeltreffen:

1998 in Birmingham, England: 
70.000 Leute formierten eine Menschenkette um den 
Gipfel, um ihn symbolisch einzukreisen. Die Proteste 
der Kampagne „Jubilee 2000“ forderten Schuldener-
lass für die Länder der „Dritten Welt“.

1999 in Köln, Deutschland:
In 43 Ländern der Erde fanden am Tag des G8-Gipfels 
„Karnevale gegen den Kapitalismus“ statt. Die J18-
Proteste (am 18. Juni) in London endeten in einem 
regelrechten Riot.

2000 in Okinawa, Japan:
27.000 Demonstranten umringten in einem wüten-
den Proteststurm die US Kadena Air Base, wo der Gip-
fel stattfand.

2001 in Genua, Italien:
Der Gipfel in Genua wurde von den erfolgreichsten 
und militantesten Protestaktionen begleitet, die un-
sere Generation in Europa erlebt hat. Die Stadt be-
fand sich im Ausnahmezustand – 300.000 Leute ver-
wandelten Genua in ein einziges Protestmeer. Die 
italienischen Carabinieri gingen besonders brutal zu 
Werke. Sie griffen ganze Demonstrationen an, ver-
letzten über 570 Personen und erschossen den jun-
gen Aktivisten Carlo Giuliani. 

2002 in Kananaskis, Kanada:
Die Ereignisse von Genua wohlbehalten im Hinterkopf, 
versammelten sich die G8 dieses Mal ganz bewusst 
fernab jeglicher Zivilisation. Der Gipfel wurde trotzdem 
Anlass vieler Protestaktionen rund um die Welt.

2003 in Evian, Frankreich:
Auch in Evian suchten die G8-Männer nach einem 
möglichst schwer zu erreichenden Tagungsort. Aber 
bis zu 100.000 DemonstrantInnen organisierten ver-
schiedene Camps in Genf, Lausanne, und anderen 
nahe liegenden Städten, führten an den drei Tage 
viele Aktionen durch und konnten den Ablauf des 
Gipfels erheblich stören.

2004 in Georgia, USA:
Beim Gipfel in den US-amerikanischen Südstaaten 
gingen die 8 Jungs sogar auf eine Insel, um Demons-
trantInnen fernzuhalten. Auch wenn es keine Gegen-
aktionen vor Ort gab, war der Gipfel von verschiede-
nen regionalen Aktionen begleitet.

2005 in Gleaneagles, Schottland:
Hunderttausende Menschen werden bei den Protes-
ten gegen die G8-Gipfel in Schottland erwartet. Von 
Deutschland aus zu den Protesten zu kommen, ist 
nicht besonders leicht, aber auch nicht in unmöglich. 
Setz dich mit REVO in Verbindung!

8 Verbrecher – 6.000.000.000 Opfer

Schöne Grüße aus Genoa!

von Jim aus Stuttgart
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Jaques Chirac (Frankreich)
... ist seit 1995 Präsident von Frankreich. Er machte 
seit jeher keinen Hehl daraus, dass Frankreich seine 
territorialen Ansprüche weiterhin beibehält. So hält 
Frankreich weiterhin seine ehemaligen Kolonien in 
Afrika fest im Griff. Mittels einer eigenen Währung, 
dem CFA-Franc, kontrolliert Frankreich ganze Staats-
haushalte, und Chirac sorgt kräftig dafür, dass fran-
zösische Banken und Kreditinstitute ein Vermögen 
verdienen, indem sie Kredite an die afrikanischen 
Staaten gewähren. Diese ersticken mittlerweile an 
der Schuldenlast und müssen unter dem Druck von 
IWF und Weltbank ihre Staatsausgaben senken und 
die Wirtschaft liberalisieren.

Daran dürfte Chirac auch ein enormes Interesse 
haben, denn schließlich sind zwei französische Kon-
zerne, Vivendi und Suez, führende private Wasseran-
bieter in Afrika. Sie haben z.B. im Senegal die Was-
serversorgung übernommen, was zu einer drasti-
schen Erhöhung der Preise und schlechterer Versor-
gung vor allem für ländliche Gebiete führte.  Dass 
die Menschen im Senegal jetzt kaum für die Wasser-
versorgung bezahlen können, interessiert Jaques al-
lerdings reichlich wenig.

Kurz nach seinem Amtsantritt  1995 wurden die 
Atomversuche Frankreichs in Mururoa, einer Insel 
im Südpazifik, wieder aufgenommen. Von Septem-
ber 95 bis Januar  96 wurden dort sechs Atomwaf-
fenversuche durchgeführt, mit der Folge, dass das 
Meer um die Insel nun radioaktiv verseucht ist. 

Vladimir Putin (Russland)
... war früher KGB-Offizier und auch nach 1990 im rus-
sischen Geheimdienst tätig. Vermutlich hat er dort 
seine skrupellose Macht- und Interessenpolitik ge-
lernt. Er leitete in den 90er Jahren die brutale Wieder-
besetzung Tschetscheniens. Auch heute noch lehnt er 
jeglichen Dialog mit Tschetschenien ab und antwor-
tet auf jeglichen Konflikt mit brutaler Staatsgewalt.

Während er sich öffentlich gegen den Irak-Krieg 
aussprach (und dafür von Schröder und Chirac sehr 
gewürdigt wurde) hält er selbst seit etlichen Jahren 
Tschetschenien rücksichtslos besetzt. Auch in ande-
ren ehemaligen Sowjetrepubliken will er den rus-
sischen Einfluss wirtschaftlich und militärisch wie-
der ausbauen, weil er allgemein bestrebt ist, Russ-
land wieder zur Weltmacht aufzubauen. Natürlich 
auf dem Rücken der Bevölkerung, die weiterhin un-
ter Arbeitslosigkeit und einem katastrophalen Sozi-

alsystem zu leiden hat. Er zieht es vor, zahlrei-
che Steuersenkungen für Unternehmer und 
Reiche zu verabschieden sowie den Staat-
sektor zu privatisieren als den zahlreichen 
armen Menschen in Russland eine bessere 
Perspektive zu verschaffen.

In seiner Amtszeit hat er einen regelrech-
ten Krieg gegen KritikerInnen geführt und da-

durch die Pressefreiheit extrem eingeschränkt. 
Das wird ironischer Weise als „Einführung der De-

mokratie“ bezeichnet.

Gerhard Schröder (BRD)
... hat wirklich historisches geleistet. Er hat in 
Deutschland die komplette Demontage des Sozi-
alsystems eingeleitet – und das immerhin als sozi-
aldemokratische Kanzler! In Europa stellt er sich als 
Verteidiger der Sozialsysteme dar – in Deutschland 
sorgt er dafür, dass Arbeitslose gezwungen werden, 
jeden Job anzunehmen, dass somit das Lohnniveau 
insgesamt sinkt und der/die Arbeiter/in zum Frei-
wild wird.

Vor dem Irak-Krieg gab er sich als Friedenskanz-
ler. Aber unter seiner Regierung sind so viel deut-
sche Soldaten im Ausland wie noch nie seit dem 
Zweiten Weltkrieg. Unter Rot-Grün wurde der erste 
Angriffskrieg nach 1945 von deutschem Boden aus 
geführt, 1999 gegen Serbien. Natürlich schafft sei-
ne „Friedenspolitik“ keinen Frieden, sondern Krieg, 
genauso wie seine „Arbeitsmarktpolitik“ keine Ar-
beit, sondern Arbeitslosigkeit, Billigjobs und Armut 
schafft. Beides bringt natürlich eins: fettere Beute 
fürs Kapital. Na ja, Schröder hat nach etlichen re-
gionalen Wahlniederlagen nun vorgezogene Neu-
wahlen angekündigt, und dürfte bald aus der Re-
gierung und deshalb aus der G8 rausgehauen wer-
den.

Junichiro Koizumi (Japan)
... ist Ministerpräsident Japans und der Vorsitzen-
de der Liberal Demokratischen Partei. Er ist ein au-
ßenpolitischer Hardliner und ein enger Verbünde-
ter der USA. Er  versucht die Vormachtstellung Ja-
pans in Asien auszubauen, z.B. durch Konfrontation 
mit China.

Koizumi unterstützte vorbehaltlos den Irakkrieg 
und bot sogar an, japanische Truppen dort hin zu 
senden. Da das japanische Kapital natürlich auch 
möglichst viel vom imperialistischen Kuchen abha-
ben will, beteiligt es sich jetzt auch finanziell an der 
Besatzung des Irak. Unter Koizumi wurden die Streit-
kräfte Japans vergrößtert. Er  erließ mehrere „Sicher-
heitsgesetze“, die erstmals seit dem 2. Weltkrieg wie-
der erlauben, dass japanische Streitkräfte andere Län-
der angreifen.

Weiterhin machte er durch seine jährlichen Be-
suche des Yasukuni-Schrein auf sich aufmerksam. 
In diesem Schrein werden u.a. verurteilte Kriegsver-
brecher geehrt.  Die Veröffentlichung eines Schul-
buches, das die Kriegsverbrechen der japanischen 
Armee im Zweiten Weltkrieg relativieren, löste eine 
Welle von Massenprotesten in China 
aus – aber Koizumi schweigt dazu.

Fight Europe
zur kritischen Betrachtung der EU
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8 Verbrecher – 6.000.000.000 Opfer

Schöne Grüße aus Evian!
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Das ganze Jahr lang kämpfen wir ge-
gen Rassisten, Antisemiten und Ord-
nungsfreaks, stellen uns dem Nazipack 
entgegen, plagen uns mit LehrerInnen 
und Chefs und versuchen irgendwie 
aktiv zu werden und uns zu wehren. 
Aber jedes Jahr im Sommer scheint es 
so, als gäbe es da eine Pause, weil alle 
in den Urlaub fahren.

Aber warum nicht Urlaub und Politik 
und Kampf und Vernetzung und Refle-
xion und Spaß und Aktion und Diskus-
sion verbinden?

Interessierst du dich für politische The-
men? Teilst du die Ansicht, dass dieses 
System irgendwie Scheiße ist? Dass der 
Kapitalismus gestürzt und durch etwas 
Freundlicheres ersetzt werden muss?

Dann ist das REVOCAMP genau rich-
tig für dich! Wie in den letzten zwei 
Jahren werden um die Hundert junge 
Menschen aus Tschechien, der Slowa-
kei, Ungarn, Deutschland, Österreich 

und auch von England, Schweden und 
noch weiter weg in der Nähe von Prag 
zusammenkommen, um gemeinsam 
zu diskutieren, Ideen zu entwickeln, 
Aktionen vorzubereiten und natürlich 
jede Menge Spaß zu haben.

Was ist Kapitalismus, was ist Kom-
munismus und wie kommen wir von 
dem einem zum anderen? Ist Revoluti-
on überhaupt möglich? Wohin treiben 
die Massenkämpfe in Lateinamerika? 
Wohin treibt der Widerstand im Irak? 
Was haben Schule und Universität mit 
der Aufrechterhaltung des Systems zu 
tun? Warum werden Frauen in unserer 
Gesellschaft benachteiligt? Was für 
eine Perspektive haben wir, was für 
eine Perspektive brauchen wir? Diese 
und viele andere Fragen  wollen wir 
diskutieren, aber da zu einer Diskussion 
immer mindestens zwei gehören, seid 
auch ihr und eure Interessen gefragt.  

Wir können und wollen keinen All-

Inklusive-Urlaub mit Animation bie-
ten und keine Kosumhaltung be-
friedigen, aber wir haben die Zeit 
und den Raum für:
✩  die Diskussion unserer Vorschlä-

ge und Ideen
✩  Seminare zu verschiedensten 

Themen (von A wie Antifa bis Z 
wie Zapatistas)

✩  Workshops über praktische Akti-
onen wie z.B. Demotaktik, Selbst-
verteidigung, Graffiti, Website-
Gestaltung und mehr

✩  Leute aus anderen Ländern 
kennen lernen, die mit den 
gleichen, aber auch unter-
schiedlichen Problemen kämp-
fen, wie wir

✩  Jede Menge Partys, 100e Liter 
Bier, Nachmittage am See und 
Gespräche bis spät in die Nacht...

Spass ist, was ihr draus macht!!!
Join the Revolution in Prag!


